
72     Binnenschifffahrt – ZfB – 2017 – Nr. 10

Recht

»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

(Sammlung Seite 2491)

Beschwerde im 
Verklarungsverfahren

Das Verklarungsverfahren dient einer alsbaldigen Sicherung der Beweismittel. Es soll die Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Durchsetzung der Ansprüche des Geschädigten schaffen und diesem einen Überblick verschaffen, ob vom Gegner Schadenersatz 
verlangt werden kann.

Das Verklarungsverfahren ist ein unternehmensrechtliches Verfahren im Sinne der §§ 375 Nr. 2, 402 i.V.m. 58 FamFG, unterliegt je-
doch der Spezialvorschrift des § 402 II FamFG; danach ist die Beschwerde ausgeschlossen gegen Beschlüsse, durch die einem An-
trag nach § 11 BinSchG stattgegeben wurde. Ob dies der Fall ist, bestimmt sich nicht nach formalen Kriterien, sondern nach dem 
materiellen Gehalt der Entscheidung.

§ 402 II FamFG findet analoge Anwendung auf einen Beschluss über die Ausdehnung der Beweisaufnahme gemäß § 13 III Satz 2 Bin-
SchG; die Beschwerde ist also nur statthaft und damit zulässig gegen einen Beschluss, mit dem ein Beweisantrag abgelehnt wur-
de, nicht aber gegen einen solchen, mit dem einem Beweisantrag stattgegeben wurde.

Beschluss des Schiffahrtsobergeriches 
Köln vom 20. September 2017, Az.: 3 W 
44/17 (Schiffahrtsgericht Duisburg-Ruhr-
ort, Az.: 25 II 1/16 BSch)

In der Verklarungssache G. hat der 3. Zi-
vilsenat des Oberlandesgerichts – Schiff-
fahrtsobergericht – durch … als Einzel-
richterin am 20.09.2017 beschlossen:

Die Beschwerde der Beteiligten zu 10) 
gegen den Beschluss des Amtsgerichts 
Duisburg-Ruhrort – Schifffahrtsgericht – 
vom 25.08.2017 in Gestalt des Nichtab-
hilfebeschlusses vom 31.08.2017 – 25 II 
1/16 BSch – wird zurückgewiesen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens 
trägt die Beteiligte zu 10).

Einschub:

Der angefochtene Beschluss des Schif-
fahrtsgerichtes Duisburg-Ruhrort lautete:

In der Verklarungssache G. wird der Be-
teiligten zu 10 … aufgegeben, 

1.
Schriftlich gegenüber dem Verklarungs-
gericht zu erklären, ob sie eine Haft-
pflichtversicherung für ihre Tätigkeit im 
Zeitraum der Schiffshavarie des TMS »J« 
unterhielt, und falls dies der Fall ist, an-
zugeben, wer der Versicherer war/ist und 
zwar unter Angabe der vollständigen Fir-
ma und Anschrift des Versicherers sowie 

unter Angabe der Policennummer der 
Versicherungspolice.

2.
Eine Kopie der Versicherungsakte zur 
Akte zu reichen.

Zur Erledigung der Ziffern 1 und 2 wird 
eine Frist von 10 Tagen ab Zugang dieses 
Beschlusses eingeräumt.

Ende des Einschubes (d. Red.)

Gründe: 

Die von den Beteiligten 10) erhobene 
Beschwerde vom 28.08.2017 gegen den 
Beschluss des Amtsgerichts Duisburg-
Ruhrort – Schifffahrtsgericht – vom 
25.08.2017 in Gestalt des Nichtabhilfebe-
schlusses vom 31.08.2017, 25 II 1/16 BSch 
– ist unzulässig. Die Beschwerde ist un-
statthaft.

Die Zulässigkeit der vom Beschwerde-
führer eingelegten Beschwerde gegen 
den Beschluss des Amtsgerichts, mit 
dem ihr als Beteiligte zu 10) des Verkla-
rungsverfahrens aufgegeben wird, zu 
erklären, ob eine Haftpflichtversiche-
rung im Zeitraum der Schiffshavarie des 
TMS »Julius Rütgers« bestand, beur-
teilt sich nach § 375 Nr. 2, § 402 FamFG 
§ i.V.m. § 58 ff FamFG. Gem. § 402 Absatz 
1 FamFG sind grundsätzlich Beschlüsse 
in unternehmensrechtlichen Verfahren, 
zu denen auch das Verklarungsverfah-

ren gehört, der Beschwerde ungeach-
tet dessen statthaft, ob der Antrag posi-
tiv oder negativ beschieden wurde (vgl. 
Bumiller/Harders/Schwamb, FamFG, 11. 
Aufl., 2015, § 402 Rn7). In Binnenschiff-
fahrtssachen gilt jedoch die Spezialvor-
schrift des § 402 Abs. 2 FamFG Danach 
ist die Beschwerde ausgeschlossen ge-
gen Beschlüsse, durch die einem Antrag 
nach §  11 BinSchG stattgegeben wur-
de. § 11 BinSchG betrifft den Antrag des 
Schiffsführers auf Einleitung eines Verkla-
rungsverfahrens. Ausdrücklich liegt die-
ser Fall nicht vor, da es hier in einem be-
reits anhängigen Verklarungsverfahren 
um den Antrag eines Beteiligten gegen 
einen anderen Beteiligten mit dem Ziel 
der Ausdehnung der Beweisaufnahme, 
nicht mithin um die Stattgabe des Verkla-
rungsantrags geht. Diese Regelung des 
§ 402 Abs. 2 FamFG ist jedoch entspre-
chend auf den Beschluss über die Ausdeh-
nung der Beweisaufnahme gem. § 13 Abs. 
3 Satz 2 BinSchG anzuwenden (vgl. Ned-
den-Boerger in Schulte-Bunert/Weinrich, 
FamFG, 5. Aufl., 2016, § 402 Rn 3 (irrtümli-
cherweise wird § 13 Abs. 2 Satz 2 BinSchG 
und nicht § 13 Abs. 3 S. 2 BinSchG zitiert)).

Wenn es sich bei § 402 Abs. 2 FamFG im 
Verhältnis zu § 402 Abs. 1 FamFG auch 
um eine Ausnahmevorschrift handelt, 
die im Grundsatz nicht analogiefähig 
ist, ergibt die – vorrangig maßgebliche – 
Auslegung der Regelung des § 402 Abs. 
2 FamFG bereits, dass auch Anträge nach 
§ 13 Abs. 3 Satz 2 BinSchG erfasst sein 
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sollen. Dafür spricht zunächst, dass der 
Gesetzgeber in § 375 Ziff. 2 FamFG mit 
dem Bezug auf § 11 BinSchG das unter-
nehmensrechtliche Verfahren als solches 
und also das Verklarungsverfahren ins-
gesamt benennt. Gesetzessystematisch 
ist damit auch in §  402 Abs. 2 FamFG 
das Verfahren als solches und nicht nur 
der verfahrenseinleitende Antrag i.S.v. 
§  11 BinSchG gemeint (in diesem Sin-
ne wohl auch Schifffahrtsobergericht 
Hamburg, Beschl. v. 12.09.2011 – 6 W 
30/11 BinSch, ZfB 2011, Sammlung Sei-
te 2160 ff; Schifffahrtsobergericht Ham-
burg, Beschl. v. 13.01.2014 – 6 W 97/12, 
ZfB 2014, Sammlung Seite 2268 f).

Darüber hinaus entspricht allein diese 
Auslegung dem Gesetzeszweck des Ver-
klarungsverfahrens. Das Verfahren dient 
einer alsbaldigen Sicherung der Beweis-
mittel. Es sollen die Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Durchsetzung der An-
sprüche des Geschädigten geschaffen 
werden und ihm ein Überblick verschafft 
werden, ob vom Gegner Schadensersatz 
verlangt werden kann.

Diese Auslegung entspricht im Übrigen 
auch der früheren Rechtsprechung zu 
§ 13 Abs. 3 Satz 2 BinSch zur Ausdehnung 
der Beweisaufnahme im Verklarungsver-
fahren, die in Fällen (nur) der Ablehnung 
eines solchen Antrages eines Antrags-
berechtigten die (einfache) Beschwer-
de als statthaft angesehen hat (vgl. OLG 
Karlsruhe, Beschluss v. 18.5.1993 – W 
2/93 BSch -‚ ZfB 1993, Sammlung Sei-
te 1441 f; VRS Bd. 85 (1993), 417; vgl. 
auch Senat, Beschl. v. 23.04.2007 – 3 W 
65/06 BSch – ZfB 2008, Sammlung Sei-
te 1980 f). Entgegen der Auffassung der 
Beschwerdeführerin ergibt sich aus die-
sen Entscheidungen jedoch keine grund-
sätzliche Beschwerdefähigkeit der auch 
stattgebenden Beschlüsse im Verkla-
rungsverfahren.

Damit kommt es für die Beschwerdefä-
higkeit der Entscheidung maßgeblich da-
rauf an, ob der Antrag auf Ausdehnung 
der Beweisaufnahme abgelehnt worden 
ist. Bei der Frage, ob einem Antrag statt-

gegeben wurde oder ob er ggf. teilweise 
abgelehnt wurde, ist darauf abzustellen, 
welchen materiellen Gehalt die Ent-
scheidung hat (vgl. Schifffahrtsoberge-
richt Hamburg Beschl. v. 12.09.2011 – 6 W 
30/11 BinSch, ZfB 2011, Sammlung Sei-
te 2160 f). Vorliegend hat die Beschwer-
deführerin, die Beteiligte zu 10), keinen 
eigenen Beweisantrag gestellt, der ab-
gelehnt worden ist; sie hat vielmehr al-
lein die Auffassung vertreten, die von 
der Beteiligten zu 5) erweiterte Beweis-
aufnahme sei vom Zweck des Verkla-
rungsverfahrens nicht erfasst, weshalb 
die Beteiligte zu 10) nicht zur Auskunft 
verpflichtet sei. Selbst wenn in diesem 
Begehren eine Begrenzung der Verkla-
rungsuntersuchung liegen sollte, so ist 
dies nicht ein konkreter Beweisantrag 
(vgl. Schifffahrtsobergericht Hamburg, 
Beschl. v. 12.09.2011 – 6 W 30/14 BinSch, 
ZfB 2011, Sammlung Seite 2160 f).

Ein Beschwerderecht gegen die Durch-
führung des Verklarungsverfahrens an 
sich kann die Beschwerdeführerin auch 
nicht reklamieren. Ein solches steht nur 
dem Antragsberechtigten i.S.v. § 11 Bin-
SchG i.V.m. § 59 Abs. 2 BinSchG zu.

Der Kostenausspruch folgt aus § 84 FamFG

Anmerkung der Redaktion:

Die vorliegende Entscheidung des Schif-
fahrtsobergerichtes Köln zeigt, dass das 
Verklarungsverfahren ein Verfahren eige-
ner Art ist, das den spezifischen Beson-
derheiten der Binnenschifffahrt gerecht 
wird. 

Das Verklarungsgericht hat im Rahmen 
des Amtsermittlungsgrundsatzes weite 
Befugnisse. Das Verklarungsverfahren 
ist anders als ein Streitverfahren nicht 
vom Parteigrundsatz beherrscht. Das 
Verklarungsgericht kann also grundsätz-
lich mit einem sehr weitgehenden eige-
nen Ermessen alles anordnen, was dem 
Verklarungszweck dient. Der Verklarungs-
zweck geht über eine bloße Beweissiche-
rung, wie sie etwa im Rahmen des selb-
ständigen Beweisverfahrens möglich ist, 

hinaus. Wie das Schiffahrsobergericht 
Köln zutreffend ausgeführt hat, dient das 
Verklarungsverfahren nicht nur der als-
baldigen Sicherung von Beweismitteln, 
sondern soll darüber hinaus den Betei-
ligten des Verfahrens oder den Geschä-
digten einer Havarie ermöglichen, sich 
Klarheit darüber zu verschaffen, ob sie 
überhaupt Ansprüche haben und wer ge-
gebenenfalls der haftende Schuldner ist. 
So werden üblicherweise im Verklarungs-
verfahren nicht nur die persönlichen Da-
ten des Schiffsführers, sondern auch des 
Schiffseigners oder Ausrüsters im Sinne 
des § 3 BinSchG ermittelt und gegebe-
nenfalls aufgeklärt, wer die tatsächlichen 
Voraussetzungen für eine Schiffseigner- 
oder -ausrüstereigenschaft erfüllt (da-
rauf besteht im Übrigen auch ein ma-
teriellrechtlicher Anspruch, vergleiche 
RSchG Mainz, Urteil vom 10. März 2000, 
ZfB 2001, Sammlung Seite 1824 f).

Die Beweisaufnahme im Rahmen des 
Amtsermittlungsgrundsatzes durch das 
Verklarungsgericht wird daher nur ein-
geschränkt durch die Obergerichte kont-
rolliert (dazu auch SchOG Köln, ZfB 2007, 
Heft 7/8, Seite 64 f). Diese Kontrolle bie-
tet dem Antragsteller und den Beteiligten 
die Möglichkeit, erforderlichenfalls über-
prüfen zu lassen, ob das Verklarungsge-
richt eine an sich gebotenen Beweiser-
hebungen unterlassen hat. Umfang und 
Ausdehnung der Beweisaufnahme durch 
das Verklarungsverfahren werden aber 
durch die Obergerichte grundsätzlich 
nicht kontrolliert. Dies gilt selbst dann, 
wenn eine einzelne Entscheidung des 
Verklarungsgerichtes einen Beteiligten 
beschwert, ihn also zu einer bestimmten 
Mitwirkung verpflichtet.

Die Beteiligten haben daher nicht das 
Recht, Beweisaufnahmen im Rahmen des 
Verklarungsverfahren zu behindern oder 
zu begrenzen, sondern nur das Recht, 
das Unterlassen von Beweisaufnahmen 
durch das Verklarungsgericht oberge-
richtlich überprüfen zu lassen.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main
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